
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Urlaubsfahrt „ins Blaue“ ist kein Grund für eine Vertagung eines Gerichtstermins 
 

- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 
 

BFH, Beschluss vom 22.04.2024 – III B 82/23 
 
Gerichte bestimmen ihre Termine im Allgemeinen, ohne sie mit den Beteiligten, den Parteien 
und ihren Rechtsanwälten, zuvor abzusprechen. Die Beteiligten sind deshalb darauf 
verwiesen, einen Vertagungsantrag zu stellen. Nach § 227 Abs. 1 der Zivilprozessordnung 
(ZPO) bedarf es hierfür jedoch eines „erheblichen Grundes“, der auf Verlangen des Gerichts 
glaubhaft gemacht werden muss. Diese Vorschrift gilt auch im finanzgerichtlichen Verfahren, 
da § 155 der Finanzgerichtsordnung (FGO) auf die Vorschriften der ZPO verweist, soweit die 
FGO keine eigenen Regelungen trifft, und solche sich in der FGO zur Vertagung nicht finden. 
 
Der zu entscheidende Fall 
 
Das Verfahren befindet sich bereits im zweiten Rechtsgang. Im ersten Rechtsgang hatte der 
Bundesfinanzhof (BFH) die Vorentscheidung des Sächsischen Finanzgerichts (FG) aufgehoben 
und das Verfahren zur erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen, da das FG 
trotz eines dargelegten und glaubhaft gemachten wichtigen Grundes für eine 
Terminsverlegung in der Sache verhandelt und entschieden hatte. 
 
Im zweiten Rechtsgang stellte der Kläger zunächst erfolgreich zwei weitere Anträge auf 
Terminsverlegung. Bei der streitgegenständlichen dritten Ladung wurde der Termin zur 
mündlichen Verhandlung auf den 22.02.2023 (Aschermittwoch) bestimmt. Der 
ordnungsgemäß geladene Prozessbevollmächtigte, ein selbständiger Einzelanwalt, beantragte 
mit Schreiben vom 31.01.2023 Terminsverlegung mit der Begründung, dass er sich vom 
16.02.2023 bis zum 22.02.2023 im Urlaub befinde. 
 
Das FG lehnte diesen Antrag ab, da der Prozessbevollmächtigte nicht dargetan – und erst recht 
nicht glaubhaft gemacht – habe, dass er infolge eines bereits vor Anberaumung des Termins 
geplanten Urlaubs ortsabwesend sei. 
 



 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 

2 
 

Der Rechtsanwalt erwiderte, dass der Urlaub schon vor der Terminierung geplant und 
festgesetzt gewesen sei. Denn es handele sich um eine an seinem Kanzleiort sehr ausgeprägte 
Karnevalszeit; nahezu alle Firmen arbeiteten nicht. Er sei seit 25 Jahren verheiratet und habe 
mit seiner Frau über die Karnevalstage vom 16.02.2023 bis 22.02.2023 „Urlaub genommen“. 
Der Entschluss sei in der Weihnachtszeit 2022 gefallen. Hierüber könne dem FG auch die 
Ehefrau berichten. Wohin man fahren werde, stehe noch nicht fest.  
 
Das FG verlegte den Termin zur mündlichen Verhandlung nicht. Weder der Kläger noch der 
Prozessbevollmächtigte erschienen zur mündlichen Verhandlung. Das FG verhandelte, dies ist 
in einem solchen Fall zulässig, in Abwesenheit der Klägerseite und wies die Klage ab, die 
Revision ließ es nicht zu. Gegen dieses Urteil wendet sich der Kläger mit der Beschwerde 
wegen Nichtzulassung der Revision, die er mit einer Verletzung seines Anspruchs auf 
rechtliches Gehörs aus Art. 103 des Grundgesetzes (GG) und damit mit einem 
Verfahrensfehler im Sinne des § 115 FGO begründete. Der BFH hat den Antrag auf Zulassung 
der Revision zurückgewiesen. 
 
Die Entscheidungsgründe 
 
Der BFH hat seiner Entscheidung folgende Leitsätze vorangestellt: 
 
1. Die Verlegung des Termins zur mündlichen Verhandlung wegen eines in der Privatsphäre 
liegenden Vorhabens setzt die Darlegung und (gegebenenfalls) die Glaubhaftmachung von 
Umständen voraus, wonach das Vorhaben in seiner Planung bereits vor Zugang der Ladung so 
ausgestaltet war, dass die Wahrnehmung des gerichtlichen Termins während dieser Zeit unter 
Berücksichtigung der Gesamtumstände des Einzelfalls nicht zumutbar ist. 
 
2. Ein vor Zugang der Ladung gefasster Entschluss zu einem Kurzurlaub "ins Blaue" ist kein 
erheblicher Grund für eine Terminsverlegung, sofern nicht im Einzelfall besondere Umstände 
hinzutreten. 
 
Zur Begründung hat der BFH ausgeführt: Der vom Kläger geltend gemachte Anspruch auf 
Gewährung des rechtlichen Gehörs könne durch eine unzutreffende Behandlung eines Antrags 
auf Verlegung des anberaumten Termins zur mündlichen Verhandlung verletzt werden. Habe 
das Gericht aufgrund einer verfahrensfehlerhaft ohne den Rechtsmittelführer durchgeführten 
mündlichen Verhandlung entschieden, so werde die Ursächlichkeit dieser Verletzung des 
rechtlichen Gehörs für die angefochtene Entscheidung gemäß § 119 Nr. 3 FGO unwiderlegbar 
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vermutet. Die Rüge dieses Verfahrensmangels erfordere daher nicht einmal die Darlegung, 
was der Rechtsmittelführer in der mündlichen Verhandlung vorgetragen hätte und inwieweit 
dies die Entscheidung hätte beeinflussen können. 
 
Das Gericht könne aus erheblichen Gründen einen Termin aufheben oder verlegen sowie eine 
Verhandlung vertagen. Wenn ein Beteiligter erhebliche Gründe geltend und (gegebenenfalls) 
glaubhaft mache, verdichte sich das in § 227 ZPO eingeräumte Ermessen zu einer 
Rechtspflicht, das heißt der Termin müsse in diesen Fällen zur Gewährleistung des rechtlichen 
Gehörs verlegt werden, selbst wenn das Gericht die Sache für entscheidungsreif halte und die 
Erledigung des Rechtsstreits verzögert würde. 
 
Welche Gründe als erheblich anzusehen seien und deshalb von demjenigen, der eine 
Verlegung des Termins beantragt, darzulegen seien, richte sich nach den Verhältnissen des 
Einzelfalles. Der Prozessstoff und die persönlichen Verhältnisse der Beteiligten und der 
Prozessbevollmächtigten seien dabei ebenso zu berücksichtigen wie der Umstand, dass das FG 
im steuergerichtlichen Verfahren die einzige Tatsacheninstanz sei und die Beteiligten ein Recht 
darauf hätten, ihre Sache in einer mündlichen Verhandlung vorzutragen. Im Hinblick auf den 
Grundsatz der Verfahrensbeschleunigung komme eine Terminsverlegung wegen einer durch 
eine anderweitige Verpflichtung bedingten Ortsabwesenheit eines Beteiligten oder einen 
Urlaub des Prozessbevollmächtigten allerdings grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn die 
andere Sache vorrangig sei oder der Urlaub oder ein sonstiges in der Privatsphäre liegendes 
Vorhaben in seiner Planung bereits vor Zugang der Ladung so ausgestaltet gewesen sei, dass 
dem Prozessbevollmächtigten unter Berücksichtigung der Gesamtumstände des Einzelfalls die 
Wahrnehmung des gerichtlichen Termins während dieser Zeit nicht zumutbar sei. Der Vortrag 
eines Beteiligten, er habe (gegebenenfalls auch zusammen mit einer anderen Person) vor 
Zugang der Ladung den Entschluss gefasst, am Tag der mündlichen Verhandlung Urlaub zu 
machen, genüge dafür nicht. Andernfalls hätten es die Beteiligten in der Hand, nahezu nach 
Gutdünken Terminsänderungen herbeizuführen. 
 
Die vom FG verlangte Glaubhaftmachung nach § 292 ZPO erfordere zwar nicht den vollen 
Beweis, wohl aber die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass die Umstände, aus denen der 
erhebliche Grund abgeleitet werde, tatsächlich vorliegen. Das Fehlen dieser 
Glaubhaftmachung könne nach § 227 Abs. 2 ZPO den Beteiligten nur nach entsprechender 
erfolgloser Aufforderung durch den Vorsitzenden oder den Einzelrichter entgegengehalten 
werden, wenn nicht eine derartige Aufforderung insbesondere wegen der Kurzfristigkeit des 
Verlegungsantrags zeitlich nicht möglich gewesen sei. 
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Bei Zugrundelegung dieser Maßstäbe könne das Vorgehen des FG nicht beanstandet werden. 
Der durch einen Rechtsanwalt und damit rechtskundig vertretene Kläger habe gegenüber dem 
FG schon keinen erheblichen Grund dargelegt, der eine Terminsverlegung gerechtfertigt hätte, 
obwohl er hierzu Anlass gehabt habe. Er habe vor der mündlichen Verhandlung weder 
dargetan noch glaubhaft gemacht, dass die Urlaubsplanung des Prozessbevollmächtigten 
bereits vor Zugang der Ladung so ausgestaltet war, dass diesem unter Berücksichtigung der 
Gesamtumstände des Einzelfalls die Wahrnehmung des gerichtlichen Termins während dieser 
Zeit nicht zumutbar gewesen sei. 
 
Der Vortrag im Schreiben des Rechtsanwalts vom 08.02.2023, er habe sich vor Zugang der 
Ladung mit seiner Frau darauf verständigt, am Sitzungstag Urlaub zu machen, sie wüssten 
aber nicht, wohin die Reise gehen solle, genüge nicht, um eine Terminsverlegung zu erreichen. 
Bei einer derartigen Urlaubsfahrt „ins Blaue“ liege die Erheblichkeit des Grundes im Sinne des 
§ 155 Satz 1 FGO in Verbindung mit § 227 ZPO nicht auf der Hand, sondern könne sich nur 
unter Berücksichtigung sämtlicher Umstände des Einzelfalls ergeben. Weitere zu seinen 
Gunsten zu berücksichtigende Umstände habe der Kläger jedoch nicht vorgetragen und erst 
recht nicht glaubhaft gemacht, obwohl das FG mit Schreiben vom 03.02.2023 deutlich 
gemacht hätte, dass es den Termin zur mündlichen Verhandlung nicht (ein weiteres Mal) 
wegen eines nicht näher präzisierten Urlaubs verlegen werde, und sich aus diesem Schreiben 
in Zusammenschau mit dem vorangegangenen Schriftwechsel ergeben habe, dass das FG auch 
eine Glaubhaftmachung der erheblichen Gründe verlangt habe. Dies sei dem Rechtsanwalt 
auch klar gewesen, denn er habe kritisiert, dass der Richter durchwegs Nachweise hätte 
haben wollen, ob seine (des Rechtsanwalts) Aussagen wahr seien. 
 
Als Rechtsanwalt habe dem Prozessbevollmächtigten bekannt sein müssen, dass er in einem 
derartigen Fall zusätzlich zu dem angegebenen Verlegungsgrund – dem beabsichtigten Urlaub 
– Umstände vortragen und glaubhaft machen müsse, wonach die Wahrnehmung des 
gerichtlichen Termins nach den Gesamtumständen des Einzelfalls als nicht zumutbar 
erscheint.  
 
Schließlich ergäben sich auch aus den Akten keine Umstände, wonach sich dem FG die 
Unzumutbarkeit der Terminswahrnehmung geradezu aufdrängen musste. 
 
Der BFH sah folglich keinen Grund für die Zulassung der Revision. 
 


